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88. Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2011 

am 23.124. November 2011 in Leipzig 

TOP 5.7 

Elternassistenz 

Antragssteller: Sachsen 

Beschluss:  

Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Arbeit und Soziales der 

Länder nehmen den anliegenden Abschlussbericht der Unter-Arbeitsgruppe 5 der Bund-

Länder-Arbeitsgruppe „Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinde-

rungen' zum Bereich der „Elternassistenz" zur Kenntnis. 

16 : 0 : 0 



Abschlussbericht zum Handlungsbedarf im Bereich der Elternassistenz: Mütter und 

Väter mit Behinderungen bei der Erfüllung ihres Erziehungsauftrages unterstützen 

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe für Menschen mit 

Behinderungen" der ASMK hatte die interkonferenzielle Arbeitsgruppe „Sicherung der Teilhabe 

von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen" (UAG V) u.a. beauftragt, sich mit dem 

Thema „Rechtsanspruch auf Elternassistenz: Mütter und Väter mit Behinderungen bei der 

Erfüllung ihres Erziehungsauftrages unterstützen" zu befassen. 

Die UAG V hatte der ASMK 2010 einen Zwischenbericht vorgelegt (TOP 5.15). Dieser enthält 

die grundsätzlichen Ausführungen, dass: 

Hilfen im Rahmen der Unterstützung für Eltern mit Behinderungen sowohl vielfältig - im 

Sinne des Zusammenkommens unterschiedlicher Leistungen der Sozial- und Jugendhilfe 

sowie medizinischer und sonstiger Leistungen - als auch hinsichtlich ihres 

Abstimmungsbedarfs komplex sein können und stets der konkreten Feststellung des 

individuellen Bedarfs bedürfen. Dabei sei zu berücksichtigen, dass Menschen mit 

Behinderungen höchst unterschiedliche Bedarfe haben, die nur auf der Grundlage eines 

kontinuierlichen Informationsaustausches und des Kompetenztransfers zwischen den 

Leistungsträgern zielführend festgestellt und mit zielgenauen Maßnahmen belegt werden 

können; 

die UAG V nach einer Anhörung von Experten aus verschiedenen Bereichen (Sozialamt, 

Jugendamt, frei gemeinnütziger Träger, Justiz sowie Kranken- und Pflegeversicherung) 

mehrheitlich zu der Überzeugung gelangt ist, dass derzeit keine unmittelbare Notwendigkeit 

gesehen wird, den Leistungstatbestand der Elternassistenz umfassend neu zu regeln. Das 

bestehende Recht enthalte sowohl im SGB XII als auch im SGB VIII mehrere 

Leistungstatbestände, die zum Zuge kommen können. Maßgeblich sei die individuelle 

Situation der behinderten Eltern sowie der familiäre Kontext; 

aufgrund von Problemen bei der Leistungsgewährung in der Praxis eine Prüfung angeregt 

wird, ob und inwieweit Klarstellungen im Rahmen der bestehenden rechtlichen Regelungen 

nötig, machbar und sinnvoll sind, um Eltern mit Behinderungen zu mehr Rechtssicherheit im 

gegenwärtigen Rechtssystem zu verhelfen. Exemplarisch zu prüfen seien hier 

Regelungsmöglichkeiten im Rahmen des § 10 SGB VIII, § 14 SGB IX oder § 55 SGB IX, 

Mögliche Klarstellungen müssten für alle Rehabilitationsträger gelten. 

Ausgehend von diesem Zwischenbericht, wonach alle Bedarfe von Eltern mit Behinderungen 

durch vorrangige Leistungsgesetze wie insbesondere gesetzliche Krankenversicherung und 



soziale Pflegeversicherung sowie durch das SGB VIII und das SGB XII gedeckt werden 

können, sind die Mitglieder der UAG V mehrheitlich der Auffassung, dass mit klarstellenden 

Regelungen, die für alle Leistungsträger gelten, nur neue Schnittstellen geschaffen würden, 

ohne dass sich die Situation von Eltern mit Behinderungen verbessern würde. Daher werden 

von der Mehrzahl der Mitglieder der UAG V klarstellende Regelungen für nicht notwendig 

erachtet. 

Die Mitglieder der UAG V halten mehrheitlich ein integriertes und trägerübergreifendes Hilfe-

bzw. Gesamtplanverfahren unter Beteiligung der zuständigen Leistungsträger, insbesondere 

der Leistungsträger nach dem SGB VIII und dem SGB XII für geeignet, Probleme in der Praxis 

zu lösen. Ein solches Verfahren wäre insbesondere das im Rahmen der Weiterentwicklung der 

Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen diskutierte bundeseinheitliche und 

trägerübergreifende Verfahren zur Gesamt- bzw. Teilhabeplanung. 

Im Rahmen eines solchen Verfahrens wäre auch der bereits jetzt geltenden Regelung des § 9 

Abs. 1 Satz 3 SGB IX Rechnung zu tragen, wonach „den besonderen Bedürfnissen behinderter 

Mütter und Väter bei der Erfüllung ihres Erziehungsauftrages sowie den besonderen 

Bedürfnissen behinderter Kinder Rechnung getragen wird." 


